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Im Rahmen der Informa-
tionsveranstaltung vor-
getragen 

  

1 Es w urde be mängelt, dass der Ort-
schaftsrat Reihen erst z wei Tage vor der 
Sitzung eine Vorberatung vorgenom-
men. Hier erfolgte keine ö ffentliche 
Vorberatung, weshalb der Antrag auf 
Vertagung gestell t wurde. T rotzdem 
wurde der Einleit ungsbeschluss gefasst. 
Des Weiteren wurde bemängelt, dass im 
Rahmen der Veröffentlichung kein ent-
sprechender Querverweis unter dem  
Stadtteil Reihe n zu eventuell en amtli-
chen Mitteilungen -  wie s onst ü blich -  
gemacht wurde. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Eine nicht öffentliche Bera tung im Ort-
schaftsrat ist ähnlich wie im Ausschuss für 
Technik und Um welt üblich und auch  
rechtlich in Ordnung. Der Gemeinderat hat  
den Einleitungsbeschluss in  öffentli cher 
Sitzung ordnungsgemäß g efasst. D er 
Ortsvorsteher hat in  der  Gemeinderatssit-
zung da s Votum des Ortschaftsrates 
mitgeteilt aber der G emeinderat h at s ich 
mehrheitlich für die Durchführung des Ver-
fahrens en tschieden und e ntsprechend 
abgestimmt. Außerdem wurde zur heutigen 
Veranstaltung form- und fristge recht im  
Stadtanzeiger vom 26.11.2009 eingel aden. 
Die zusätzliche Veröffentlichung a m 
03.12.2009 erfolgte als Hin weis, um das 
Interesse der Bevölkerung zu wecken.  
Mit dem Einl eitungsbeschluss werden 
keine Rechtsb egründenden Fakten g e-
schaffen. Der Beschluss stellt lediglich den 
Anfang des Verfahrens dar. 

2 Es wurde auf § 1 BauGB verwiesen, 
wonach bei der Herstellung der städte-
baulichen Ordnung bestehende Bedürf-
nisse zu berücksichtigen sind. Ein Kre-
matorium ist weder in Reihen noch in 
Sinsheim erforderlich. Herr ver-
weist eindringlich auf die umliegenden 
Krematorien in Mannheim, Ludwigsha-
fen, Landau, Heidelberg und Heilbronn. 
Auf Grund seiner Beobachtungen und 
Hochrechnungen aus Bestattungsanzei-
gen würde das Krematorium in Mann-
heim genügen, um den Bedarf zu 
decken 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es ist bekannt, dass Urnenbestattungen 
zunehmen.  
Selbstverständlich können Krematorien 
aber nicht dezentral an jedem Friedhof 
errichtet und nur bei dortigem Bedarf be-
trieben werden. Es sind dezentrale Anla-
gen, mit einem gewissen Einzugsgebiet. 
Das private Interesse zur Herstellung einer 
gewerblichen Kremierungsanlage an die-
sem Standort bestätigt zum einen den 
Bedarf und resultiert zum anderen aus der 
logistisch-wirtschaftlich günstigen Lage.  
Da nach derzeitigem Kenntnisstand die 
Anlage ohne Beeinträchtigungen betrieben 
werden kann, besteht kein Widerspruch zu 
den Interessen der Stadt: 
a) Ge werbesteuereinnahmen, 
b) Grundstücksveräußerungserlös, 
c) Arbeitsp lätze. 

3 D ie Bebauungsplanänderung bringt 
einen Wertverlust für die Eigentümer. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es liegt kein objektiver Nachweis dafür 
vor, dass durch die geplante Änderung 
innerhalb des bestehenden Gewerbege-
bietes eine Wertminderung der Gewerbe-
grundstücke zu erwarten ist. Ebenso we-
nig für Misch- und Wohnbaugrundstücke, 
die jenseits einer Grünzäsur gar nicht in 
unmittelbarere Nachbarschaft liegen. 

1. 

4 Es wurde Anweisung von der Führungs-
spitze der Stadt Sinsheim erteilt, die 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
An anderen Stellen wurden private Krema-
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Baugenehmigung auszustellen. Aus 
diesem Grunde sei die Baugenehmi-
gung wissentlich falsch erteilt worden. 

torien als gewerbliche Anlagen genehmigt 
und als solche auch betrieben. Zudem lag 
eine Garantieerklärung des Betreibers vor, 
wonach die 27. Bundesemissionsschutz-
verordnung eingehalten wird, so dass 
keine gesundheitlichen Gefahren beste-
hen.  
Gleichwohl war aufgrund der unklaren 
Rechtlage vorgesehen, eine Bebauungs-
planänderung, die nunmehr betrieben 
wird, nachzuziehen. 

5 Die 27-ste Bundesemissionsschutzver-
ordnung ist nicht ausreichend. Falls die 
Bypassklappen öffnen, treten gesund-
heitsschädigende Gase aus.  

Der Anregung wird gefolgt 
Es wird ein Immissionsgutachten erstellt, 
welches alle Fakten darlegt und, wenn 
erforderlich, auch die Grundlage für 
Auflagen im Bebauungsplan und der 
Baugenehmigung bzw. der Immissions-
schutzrechtlichen Genehmigung sein 
wird.  

 

6 Es wird auf das benachbarte Land-
schaftsschutzgebiet „Elsenztal" und das 
in der Nähe vom Krematorium künftig 
geplante Baugebiet verwiesen. 

Kenntnisnahme 
Beides wurde im zurückliegenden Be-
bauungsplan für das bestehende Ge-
werbegebiet durch entsprechende Ab-
stufungen und Grünpuffer berücksichtigt. 
Diese puffern auch geplante kleinräumi-
ge Änderung ab. Zudem gehen von 
einer ordnungsgemäß betriebenen Anla-
ge keine Beeinträchtigungen aus. 

 Änderung des Bebauungsplanes in 
einem Teilbereich des bestehenden, 
rechtskräftigen Bebauungsplanes, von 
eingeschränktem Gewerbegebiet 
(GEe) in Sondergebiet (SO), zur 
Zweckbestimmung "Krematorium" 
Sehr geehrte Damen und Herren, zum 
o.g. Betreff wurde fristgerecht am 23. 
Dez. 2009 Widerspruch eingelegt. Die 
Begründung der Widerspruchspunkte 
erfolgte ebenfalls in der gesetzten 
Frist bis einschließlich 05. Febr. 2010 
Vorgegebene Gründe im Einzelnen: 
1. Gesundheitssc häden 
2. Wertverlust der umliegenden Im-

mobilien 
3. Mißachtung Bürgerbegehren in 

Ortschaftsratssitzung (02.11.09) 
und Gemeindesratssitzung am 03. 
Nov. 2009 

 

1 Gesundheitsschäden  
Ich fühle mich bis heute nicht ausrei-
chend informiert über Risiken Ge-
sundheitsschäden. Auftretende Ge-
sundheitsschäden wurden bisher von 
keinem Betreiber angesprochen. 

Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Gesundheitsschäden in der Nachbar-
schaft von Krematorien oder bei den 
Betriebsangehörigen, die nachweislich 
dem jeweiligen Krematorium zuzuordnen 
sind, sind nicht bekannt und sind folglich 
auch nicht als solche anzusprechen. 

2. 

 Bekannt ist, dass beim Kremierungs-
vorgang Giftstoffe austreten, wie z.B. 

Dass bei einem Verbrennungsvorgang 
Giftstoffen entstehen ist bekannt. Wel-
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Kohlenmonoxide, Dioxine, Furane, 
Quecksilber und Feinstaub. Die Risiken 
sind für den Menschen und Umwelt 
unkalkulierbar. 
 

cher Art sie im konkreten Fall sind und 
ob bzw. welche Risiken dadurch auftre-
ten, ist durch eine seitens der Stadt 
beauftragtes Immissionsgutachten un-
tersucht worden. 
Der Gutachter legt dar, dass bei dem 
vom Betreiber geplanten regulären Be-
trieb keine Grenzwertüberschreitungen 
erfolgen und bei den Dioxinen und Fura-
nen der Grenzwert um den Faktor 5 
unterschritten wird. Mit der vom Gutach-
ter vorgeschlagenen Kaminhöhe von 
19 m ist sichergestellt, dass an allen 
benachbarten Immissionsorten der mög-
liche Immissionsbeitrag der Stoffe unter 
der Irrelevanzschwelle liegt. 
Im Gutachten werden auch die erforder-
lichen Maßnahmen zur Vermeidung von 
Störfällen und insbesondere des By-
passbetriebes dargelegt. Sollte es den-
noch zu einem Störfall mit Bypassbetrieb 
kommen, ist dies hinsichtlich der Grenz-
werte und der Irrelevanzschwelle unkri-
tisch, wenn der Bypassbetrieb nicht 
länger als 1h dauert. In dieser kann die 
Anlage runtergefahren werden.  

2 Wertverlust der umliegenden Immobi-
lien 
Ich fühle mich bis heute nicht ausrei-
hend informiert über Risiken Wertver-
luste der umliegenden Immobilien. 
Immobilienzerfall für Grundstücke, 
Wohn- und Industriegebäude, Miet-
wohnungen, angrenzendes Bauerwar-
tungsland etc.... 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es liegt kein objektiver Nachweis dafür 
vor, dass durch die geplante Änderung 
innerhalb des bestehenden Gewerbege-
bietes eine Wertminderung der umgeben-
den Gewerbegrundstücke zu erwarten ist. 
Ebenso wenig für die Misch- und Wohn-
baugrundstücke, die erst jenseits einer 
Grünzäsur gar nicht in unmittelbarere 
Nachbarschaft liegen. 

 

3 Mißachtung Bürgerbegehren in Ort-
schaftsratssitzung (02.11.09) und 
Gemeindesratssitzung am 03. Nov. 
2009 
Mit meinem Schriftsatz vom 03. 
Nov.2009 (Vorlage per Fax) wurde 
Antrag auf Streichung bzw. Vertagung 
des Tagesordnungspunkt 9 der öffent-
lichen Gemeinderatssitzung am 03. 
Nov. 2009 "Aufstellung (Änderung) des 
Bebauungsplanes "Oberer Renngrund" 
Teilflächen, 2. Änderung in Sinsheim-
Reihen; hier: Aufstellungsbeschluß 
gemäß § 2 Abs. 1 BauGB gestellt. 
Meinen Antrag auf Streichung bzw. 
Vertagung stellte ich erneut persön-
lich auf der Gemeinderatssitzung (03. 
Nov.) unter Punkt 2 "Aktuelle Viertel-
stunde“. 
 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Ein Bürgerantrag nach § 20b der Ge-
meindeordnung Ba-Wü ist gemäß 
§ 20b Abs. 1 unter Verweis auf 
§ 21 Abs. 2 für Bauleitpläne ausge-
schlossen. 
Begründet wurde der Antrag auf Strei-
chung bzw. Verschiebung mit dem Dis-
kussionsbedarf über das Projekt, der, 
wie vorgetragen, in der Bürgerschaft 
sehr hoch ist und bei einigen Bürgern 
bereits zur Ablehnung des Vorhabens 
führte.  
Alle zu diskutierenden Fakten können 
erst im Zuge eines Bebauungsplanver-
fahrens zielführend diskutiert werden. Es 
müssen auch die Auflagen bzw. Festset-
zungen eines Bebauungsplanes und die 
möglichen Regelungen über einen städ-
tebaulichen Vertrag in die Diskussion 
über das Vorhaben einfließen. Zudem 
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werden im Zuge des Verfahrens auch 
die Fachbehörden gehört. Nicht zuletzt 
müssen und sollen auch die Befürworter 
gehört werden, wenn am Ende de Ver-
fahrens gemäß § 1 Abs. 7 BauGB ab-
wägend zu entscheiden ist.  
Dass die Gemeinderäte mehrheitlich den 
Einleitungsbeschluss zu diesem umfäng-
lichen Erörterungsverfahren nach 
BauGB gefasst haben, bedeutet keine 
Missachtung des Bürgerantrages. Zum 
einen wurde in Kenntnis der komplexen 
Sachverhalte demokratisch abgestimmt 
und zum andern deckt sich die mit dem 
Beschluss initiierte Erörterung im Be-
bauungsplanverfahren mit dem Wunsch 
nach eingehender Erörterung. 

4 Desweiteren empfinde ich den Stand-
ort neben einem Alkohol produzieren-
den Gewerbebetrieb nicht für ausrei-
chend würdevoll für die Betroffenen, 
die ihre Angehörigen auf den letzten 
Weg begleiten. 

Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Richtig ist, dass das Areal der Anlage 
selbst ausreichend abgeschirmt sein 
muss, um die dem Anlass für eine 
Verbrennung angemessenen Zurückge-
zogenheit und Ruhe im Innern zu ge-
währleisten und nach außen abzuschir-
men. Dies soll durch eine entsprechende 
Einfriedung des Areals erreicht werden. 
Durch eine entsprechende Ausgestal-
tung hat der Betreiber auf seinem Areal 
die entsprechende würdige Umgebung 
zu schaffen.  
Die Einäscherung findet nicht im freien 
statt. Störungen von außen sind daher 
weit weniger kritisch als am Friedhof, auf 
dem dann eigentliche Bestattung statt-
findet.  

5 W irtschaftlich betrachtet scheint die 
Besiedelung des oberen Renngrund 
(der ohnehin schwierige topographi-
sche Verhältnisse hat) durch das 
Krematorium weiter behindert. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es gibt keinen Beleg für diese Annahme. 
Die Nachfrage hat sich nicht erkennbar 
verändert.  

 

6 Ich fordere hiermit die Stadt Sinsheim 
auf, die versprochenen Gutachten 
bezüglich der obigen Bedenken anfer-
tigen zu lassen und den Bürgern öf-
fentlich zu machen. 

Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Es wurde ein Immissionsgutachten in 
Auftrag gegeben. Die Erforderlichkeit 
weiterer Gutachten wird nicht gesehen. 

 3. 
1 Ich fühle mich bis heute nicht ausrei-

chend informiert über Risiken Ge-
sundheitschäden. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Gesundheitsschäden in der Nachbar-
schaft von Krematorien oder bei den 
Betriebsangehörigen, die nachweislich 
dem jeweiligen Krematorium zuzuordnen 
sind, sind nicht bekannt und sind folglich 
auch nicht als solche anzusprechen. 
Dass bei einem Verbrennungsvorgang 
Giftstoffen entstehen ist bekannt. Wel-
cher Art sie im konkreten Fall sind und 
ob bzw. welche Risiken dadurch auftre-
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ten, ist durch eine seitens der Stadt 
beauftragtes Immissionsgutachten un-
tersucht worden. 
Der Gutachter legt dar, dass bei dem 
vom Betreiber geplanten regulären Be-
trieb keine Grenzwertüberschreitungen 
erfolgen und bei den Dioxinen und Fura-
nen der Grenzwert um den Faktor 5 
unterschritten wird. Mit der vom Gutach-
ter vorgeschlagenen Kaminhöhe von 
19 m ist sichergestellt, dass an allen 
benachbarten Immissionsorten der mög-
liche Immissionsbeitrag der Stoffe unter 
der Irrelevanzschwelle liegt. 
Im Gutachten werden auch die erforder-
lichen Maßnahmen zur Vermeidung von 
Störfällen und insbesondere des By-
passbetriebes dargelegt. Sollte es den-
noch zu einem Störfall mit Bypassbetrieb 
kommen, ist dies hinsichtlich der Grenz-
werte und der Irrelevanzschwelle unkri-
tisch, wenn der Bypassbetrieb nicht 
länger als 1h dauert. In dieser kann die 
Anlage runtergefahren werden. 

 

2 Ich fühle mich bis heute nicht ausrei-
hend informiert über Risiken Wertver-
luste der umliegenden Immobilien. 
Wie der Immobilienverband Deutsch-
land (IVD) im Handelsblatt mitteilte, 
sind Anlagen, obwohl eine gesundheits-
schädigende Wirkung wissenschaftlich 
nicht erwiesen ist, ein möglicher Grund 
für Wertverluste. Auch der „neueste 
Stand" der Technik hilft da nicht weiter. 
Außerdem -und das wird imm er wieder 
außer Betracht gelassen- sind nach § 1  
Abs. 6 Z iffer 2 BauGB die Eigentumsbil-
dung weiter Kreise der Bevölkerung zu  
berücksichtigen. Du rch den  Bau eines 
Krematoriums im Ge werbegebiet S ins-
heim-Reihen mit der mö glichen Kapa-
zität von an nähernd 1 0.000 V erbren-
nungen wird objektiv mit einem Wertver-
lust der Immobilren z u rec hnen s ein. 
Jeder Makler und auch der Immobilien-
verband Deu tschland (IVD) kann  Ihnen 
bestätigen, dass ei ne s olche ba uliche 
Maßnahme ein objektives und kein sub-
jektives Kriterium für eine W ertminde-
rung darstellt. 
Allein schon  au s d iesem Grund  wäre 
die Änderung eines Baule itplanes n icht 
zuzulassen, da a lle Bür ger, die  in  
Immobilien inv estiert h aben, evtl. erst  
kürzlich zu sehr hohen Preisen erworben 
haben, d urch den W ertverlust in Ihrer  
Eigentumsbildung negativ b eeinflusst 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es liegt kein objektiver Nachweis dafür 
vor, dass durch die geplante Änderung 
innerhalb des bestehenden Gewerbege-
bietes eine Wertminderung der umgeben-
den Gewerbegrundstücke zu erwarten ist. 
Ebenso wenig für die Misch- und Wohn-
baugrundstücke, die erst jenseits einer 
Grünzäsur gar nicht in unmittelbarere 
Nachbarschaft liegen. 
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würden. Und d as sind keine Einzelfälle  
sondern betrifft alle Reihener Bürger. 
Dies wird auc h nicht d adurch aufg e-
wogen, dass e vtl. der Stadt Sinsh eim 
Erlöse aus dem Baulandverkauf für das 
Objekt oder Ge werbesteuereinnahmen 
In geringem Maße zufließen könnten. 

3 Desweiteren empfinde ich den Stand-
ort neben einem Alkohol produzieren-
den Gewerbebetrieb nicht für ausrei-
chend würdevoll für die Betroffenen, 
die ihre Angehörigen auf den letzten 
Weg begleiten. 

Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Richtig ist, dass das Areal der Anlage 
selbst ausreichend abgeschirmt sein 
muss, um die dem Anlass für eine 
Verbrennung angemessenen Zurückge-
zogenheit und Ruhe im Innern zu ge-
währleisten und nach außen abzuschir-
men. Dies soll durch eine entsprechende 
Einfriedung des Areals erreicht werden. 
Durch eine entsprechende Ausgestal-
tung hat der Betreiber auf seinem Areal 
die entsprechende würdige Umgebung 
zu schaffen.  
Die Einäscherung findet nicht im freien 
statt. Störungen von außen sind daher 
weit weniger kritisch als am Friedhof, auf 
dem dann eigentliche Bestattung statt-
findet.  

4 W irtschaftlich betrachtet scheint die 
Besiedelung des oberen Renngrund 
(der ohnehin schwierige topographi-
sche Verhältnisse hat) durch das 
Krematorium weiter behindert. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es gibt keinen Beleg für diese Annahme. 
Die Nachfrage hat sich nicht erkennbar 
verändert.  

5 Ich fordere hiermit die Stadt Sinsheim 
auf, die versprochenen Gutachten 
bezüglich der obigen Bedenken anfer-
tigen zu lassen und den Bürgern öf-
fentlich zu machen. 

Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Es wurde ein Immissionsgutachten in 
Auftrag gegeben. Die Erforderlichkeit 
weiterer Gutachten wird nicht gesehen. 

6 Dem Sins heimer Stadtanz eiger hab e 
ich entnommen, dass als TOP 2 Ihrer  
Sitzung am 22.07.2010 die Fortschrei-
bung d es F lächennutzungsplanes im  
Bereich „Ober er Re nngrund" in Si ns-
heim-Reihen angesetzt ist. Da ke ine 
weitere Informationen hierzu verfügbar 
sind, m uss ic h a nnehmen, dass der 
Flächennutzungsplan d ahingehend 
„fortgeschrieben" wird, dass das Auf-
stellungsverfahren (bz w. Än derungs-
verfahren) für  ein en Be bauungsplan 
für ein „S ondergebiet Krem atorium" 
möglich ist.  

Kenntnisnahme 
Gemäß Beschluss vom 03.11.2009 ist 
die Änderung des Flächennutzungspla-
nes im Parallelverfahren nach 
§ 8 Abs. 3 BauGB vorgesehen. 

 

7 Nach § 1 Abs.  6 Z iffer 1 des Bauge-
setzbuches ( BauGB) si nd bei  der  
Aufstellung ( hierzu z ählt auch d ie 
Änderung) vo n Ba uleitplänen (F lä-
chennutzungsplan un d Bebauungs-
plan) i nsbesondere d ie allgemeinen 
Anforderungen an gesu nde W ohn- 
und Arb eitsverhältnisse zu 

Kenntnisnahme 
Da keine Begründung erfolgt, kann auch 
nicht darauf eingegangen werden.  
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tigen. H ierzu li egt ei n Gutac hten vor,  
das nicht alle Fragen beantwortet.  

 Auch befr emdet mich sehr, dass di e 
Stadt Sins heim so wohl di e Ba uge-
nehmigung erteilt (Bauamt) als auch 
als Üb erwachungsbehörde (Ortspoli-
zeibehörde) fü r den B etrieb tätig ist, 
ohne hierfür Spezialisten zu beschäfti-
gen. Auch das Gesundheitsamt ist bei 
der ordentlichen Ü berwachung nic ht 
ausreichend personell besetzt. 

Kenntnisnahme 
Die ist kein bauplanungsrechtlicher Be-
lang. 

 

 Zum Schluss möchte ich no ch auf eine 
Landtagsdrucksache a us de m Jah re 
2007 (Dr ucksache 1 4/1160) hi nwei-
sen. Auf die Frage der Abgeordneten  
Sabine Kurtz CDU: 
„Wie bewertet die Landesregierung die 
vorhandenen Kapazitäten zur Kremati-
on in  Baden-Württemberg? Besteht die  
Tendenz zu  Obe rkapazitäten oder gibt 
es Hinweise auf einen Mangel a n Mög-
lichkeiten z ur E inäscherung i n Baden-
Württemberg?" 
antwortete die Landesregierung: 
„Nach hie r vorliegen den Erkenn tnissen 
bestehen in  Baden-Württemberg Übe r-
kapazitäten i m Be reich der Krema tion 
Verstorbener; ein Ma ngel an M öglich-
keiten zur Einäscherung ist jedenfalls  
nicht erkennbar." 
Zu Ihrer Me inungsbildung kö nnen Si e 
auch gerne Im Internet einmal herum-
schauen u nd w erden feststellen, da ss 
aus diesen genann ten Gründen  v on 
vielen Ge meinden Ab stand von solchen 
Planungen genommen wurde. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es ist bekannt, dass Urnenbestattungen 
zunehmen.  
Das private Interesse zur Herstellung einer 
gewerblichen Kremierungsanlage an die-
sem Standort bestätigt zum einen den 
Bedarf und resultiert zum anderen aus der 
logistisch-wirtschaftlich günstigen Lage.  
Da nach derzeitigem Kenntnisstand die 
Anlage ohne Beeinträchtigungen betrieben 
werden kann, besteht kein Widerspruch zu 
den Interessen der Stadt: 
a) Ge werbesteuereinnahmen, 
b) Grundstücksveräußerungserlös, 
c) Arbeitsp lätze. 
 

 
    4. 

1 Ich wehre mich dagegen, dass das be-
gonnene Ba uvorhaben, d as du rch da s 
Verwaltungsgericht Karlsruh e als  
rechtswidrig bezeichnet wurde und wor-
über ein Baustopp verfügt wurde, durch 
Bebauungsplanänderung l egalisiert 
werden s oll. Na ch meiner Kenntnis will 
der Gemeinderat durch di e Bebauungs-
planänderung e ine Schadensbegren-
zung zugunste n der Stadt b etreiben. 
Ich persönlich bin der Auffass ung, dass 
hierdurch n ur e in e inmaliger Sch aden 
entstehen würde. F alls d as gepl ante 
Krematorium in  Betrieb gehen würde, 
würde dauerha ft Schaden in Reihen  
eintreten. Beim Betrieb des Krematori-
ums befürchte i ch im F alle eines Stör-
falles, dass Giftstoffe austreten. 
Durch eventuel l giftige Nieder schläge 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es ist kein dauerhafter Schaden zu er war-
ten.  
Dass bei einem Verbrennungsvorgang 
Giftstoffen entstehen ist bekannt. Wel-
cher Art sie im konkreten Fall sind und 
ob bzw. welche Risiken dadurch auftre-
ten, ist durch eine seitens der Stadt 
beauftragtes Immissionsgutachten un-
tersucht worden. 
Der Gutachter legt dar, dass bei dem 
vom Betreiber geplanten regulären Be-
trieb keine Grenzwertüberschreitungen 
erfolgen und bei den Dioxinen und Fura-
nen der Grenzwert um den Faktor 5 
unterschritten wird. Mit der vom Gutach-
ter vorgeschlagenen Kaminhöhe von 
19 m ist sichergestellt, dass an allen 
benachbarten Immissionsorten der mög-
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wird a uch die  umliegend e Land wirt-
schaft beeinträchtigt. 

liche Immissionsbeitrag der Stoffe unter 
der Irrelevanzschwelle liegt. 
Im Gutachten werden auch die erforder-
lichen Maßnahmen zur V ermeidung von 
Störfällen und ins besondere des  B y-
passbetriebes darg elegt. Soll te es den-
noch zu einem Störfall mit Bypassbetrieb 
kommen, ist d ies hinsichtlich der Grenz-
werte un d der  Irrelevanzsc hwelle unkr i-
tisch, wenn der By passbetrieb ni cht 
länger als 1 h dauert. In dies er kann d ie 
Anlage runtergefahren werden.  

2 Außerdem wird der W ert der angren-
zenden Wohnbebauung –insbesondere 
auch der geplanten W ohnbebauung –  
gemindert. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es liegt kein objektiver Nachweis dafür 
vor, dass durch die geplante Änderung 
innerhalb des bestehenden Gewerbege-
bietes eine Wertminderung der umgeben-
den Gewerbegrundstücke zu erwarten ist. 
Ebenso wenig für die Misch- und Wohn-
baugrundstücke, die erst jenseits einer 
Grünzäsur gar nicht in unmittelbarere 
Nachbarschaft liegen. 
 

3 Seelische Beei nträchtigungen werden 
auch durch d ie direkten An wohner, 
insbesondere i m Berei ch der Blumen-
straße und in d em Gebiet „Ob der Zie-
gelhütte“ entstehen. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es liegt kein objektiver Nachweis dafür 
vor, dass durch die Nachbarschaft zu 
einem Krematorium Seelische Beeinträch-
tigungen entstehen. 

4 Durch die Änderung des Beb auungs-
planes in ein S ondergebiet verbleibt es 
beim jetzigen Standort nämlich inner-
halb ein es Gew erbegebietes, wodurch 
die d urch das Gerich t beanstandete  
Pietätlosigkeit nicht gemindert wird. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Das Verwaltungsgericht hat seine Ent-
scheidung über die Rechtmäßigkeit der 
Baugenehmigung nicht mit der Pietätlo-
sigkeit sondern wie folgt begründet: 
1. Durch die Befreiung von Ausschluss 

von Anlagen für kirchliche Zwecke 
wurden die Grundzüge der Planung 
berührt, die sich auf diese Weise a-
ber nicht außer setzen lassen. 

2. Ein Nachbar, der Eigentümer des 
Grundstücks ist, hat einen Schutzan-
spruch auf Bewahrung der festge-
setzten Gebietsart.  

 

5 Bei der zu  er wartenden hohen Anzahl 
von Kremierun gen entsteht ei n h oher 
Transport und  damit verme hrt F ahr-
zeugbewegungen i n Reihen u nd den 
umliegenden Gemeinden –  auc h i n 
Sinsheim. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Der Standort profitiert von der Nähe zur 
Autobahnanschlussstelle Sinsheim 
Steinsfurt, die ohne Ortsdurchfahrt er-
reichbar ist. Zudem handelt es sich nicht 
um Schwerlastverkehr. 

 Bezug nehmend auf d ie frü hzeitige Öf-
fentlichkeitsbeteiligung vom 10.12.2009 
äußere ich F olgendes zur  Nieder-
schrift: 

 

1 In dem Aufstel lungsverfahren wurde der 
Ortschaftsrat R eihen nic ht ord nungsge-
mäß beteiligt. Darin sehe ich ei nen Ver-
stoß gegen §§  20 und 70 der Gemein-
deordnung. 

Kenntnisnahme 
Da keine Begründung erfolgt, kann auch 
nicht darauf eingegangen werden.  

5. 

2 Des Weiteren h abe ich in der f rühzeiti- Der Anregung wird nicht gefolgt 
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gen Öffentlichkeitsbeteiligung bereits  
hinreichend vor getragen, dass  absolut  
kein Bedarf für die Errichtung eines  
Krematoriums besteht. D as K rematori-
um in Mannheim ist a uf Grund der  Ka-
pazität g eeignet, sämtliche Kr emierun-
gen innerhalb des Rhein-Neckar-Kreises 
vorzunehmen. Des Weiteren besteh en 
in der Stadt H eidelberg, La ndau un d 
Heilbronn weitere Krem atorien. Dies e 
sind n icht aus gelastet. Zur Zeit befin-
det sich ein Krematorium in Osterburken 
im Ba u. Dort k önnten ebenfalls weitere 
Kremierungen nach F ertigstellung 
vorgenommen werden. 

Es ist bekannt, dass Urnenbestattungen 
zunehmen.  
Das private Interesse zur Herstellung einer 
gewerblichen Kremierungsanlage an die-
sem Standort bestätigt zum einen den 
Bedarf und resultiert zum anderen aus der 
logistisch-wirtschaftlich günstigen Lage.  
Da nach derzeitigem Kenntnisstand die 
Anlage ohne Beeinträchtigungen betrieben 
werden kann, besteht kein Widerspruch zu 
den Interessen der Stadt: 
a) Ge werbesteuereinnahmen, 
b) Grundstücksveräußerungserlös, 
c) Arbeitsp lätze 

3 Das Krematorium in Landau habe ich vor 
einigen Tagen besichtigt. Dieses befindet 
sich dort zwar im Gewerbegebiet, jedoch 
an einer nicht störenden Stelle.  
Die meisten mi r bekannten Kr ematorien 
liegen innerhalb von Friedhöfen.  
Das Krematorium in Osterburken befindet 
sich im A ußenbereich neben einem Aus-
siedlerhof, wobei mir nicht bekannt ist, ob 
dieser Aussiedlerhof noch betrieben wird. 
Der Betreiber des Kremat oriums ist 
gleichzeitig Bestatter. 
Die Änderung  des Bebauu ngsplanes 
innerhalb von einem Gewerbegebiet, das 
bisher mit n icht störend en Ge werbebe-
trieben bes iedelt ist und in der Näh e 
eines k ünftig geplanten Wohnbaugebie-
tes lieg t, ist da her nicht statth aft. Durch 
den Betrieb ei nes K rematoriums inner-
halb ein es a usgewiesenen Gew erbege-
bietes wird der p ietätlosen Entsorgung  
von Leiche n Vorschub gele istet bz w. 
wird diese gefördert. Ich verweise hierbei 
auf den Bericht in der Lan desschau vom 
22.09.2009, worin berichtet wurde, dass 
Pappsärge in Baden-W ürttemberg nicht 
gestattet sind, da dadurch die  pietätlose 
Entsorgungsmöglichkeit ge fördert wird. 
Den Standort i m Stadtteil Rei hen, der 
meines Erachtens mi tten im Dorf liegt, 
halte ich daher  für unmöglich. Die Um-
wandlung ei nes Sonderge bietes inner-
halb des Ge werbegebietes „Oberer 
Renngrund" kan n de n C harakter d es 
Gewerbegebietes als auch den Charakter 
des geplanten W ohngebietes stä rker 
bestimmen als übliche Ge werbebetrie-
be. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Nach derz eitiger R echtslage ist d ie Er-
richtung ein es Krematorium s in einem  
Gewerbegebiet nicht von vornh erein 
unzulässig. Zudem liegt der Standort nicht 
mitten im Ge werbegebiet, son dern in un-
mittelbarerer N achbarschaft zum F riedhof 
am Rand des Gewerbegebietes. G leich-
wohl sind bei der Planung die standörtli-
chen Gegebenheiten z u berücksichtigen 
und mögliche Konflikte zu bewältigen. 
Daher ist es Ziel d er vorl iegenden Pla-
nung ein „Sonstiges Sondergebietes“ mit 
der Z weckbestimmung Kr ematorium 
festzusetzen, da sich ein gewerblich 
betriebenes Kr ematorium nic ht unstrittig  
den in den §§ 2 ff der BauNV O geregel-
ten Gebietstypen zuordnen lässt.  
Um die dem Anlass für ein e Verbren-
nung angemessenen Zurückgezogenheit 
und Ru he im  Inner n zu  g ewährleisten 
und nach außen abzuschirmen wird eine 
Mindestabschirmung durch eine begrün-
te blickdichte Einfriedung erfolgen. 
Zudem ist die Stadt bestre bt, die fü r 
diesen Sonderfall unzureichenden Rege-
lungsmöglichkeiten des Baugesetzbu-
ches durc h Verei nbarungen über ei nen 
städtebaulichen Vertrag  nach  
§ 11 BauGB zu ergänzen. 
 

 

4 Durch den Leichentransportverkehr wird 
nicht nur die unmittelbar daneben woh-
nende Familie Rau, sondern das ganze 
Dorf Reihen beeinträchtigt. Ich verweise 
nochmals auf das geplante Bauerwar-
tungsland in unmittelbarer Nähe. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Der Standort profitiert von der Nähe zur 
Autobahnanschlussstelle Sinsheim 
Steinsfurt, die ohne Ortsdurchfahrt er-
reichbar ist. Zudem handelt es sich nicht 
um Schwerlastverkehr. 
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Sowie weitere 156 
gleichlautende  
Anregungen 

  

1 Ich fühle mich bis heute nicht ausrei-
chend informiert über Risiken Ge-
sundheitschäden. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Gesundheitsschäden in der Nachbar-
schaft von Krematorien oder bei den 
Betriebsangehörigen, die nachweislich 
dem jeweiligen Krematorium zuzuordnen 
sind, sind nicht bekannt und sind folglich 
auch nicht als solche anzusprechen. 
Dass bei einem Verbrennungsvorgang 
Giftstoffen entstehen ist bekannt. Wel-
cher Art sie im konkreten Fall sind und 
ob bzw. welche Risiken dadurch auftre-
ten, ist durch eine seitens der Stadt 
beauftragtes Immissionsgutachten un-
tersucht worden. 
Der Gutachter legt dar, dass bei dem 
vom Betreiber geplanten regulären Be-
trieb keine Grenzwertüberschreitungen 
erfolgen und bei den Dioxinen und Fura-
nen der Grenzwert um den Faktor 5 
unterschritten wird. Mit der vom Gutach-
ter vorgeschlagenen Kaminhöhe von 
19 m ist sichergestellt, dass an allen 
benachbarten Immissionsorten der mög-
liche Immissionsbeitrag der Stoffe unter 
der Irrelevanzschwelle liegt. 
Im Gutachten werden auch die erforder-
lichen Maßnahmen zur Vermeidung von 
Störfällen und insbesondere des By-
passbetriebes dargelegt. Sollte es den-
noch zu einem Störfall mit Bypassbetrieb 
kommen, ist dies hinsichtlich der Grenz-
werte und der Irrelevanzschwelle unkri-
tisch, wenn der Bypassbetrieb nicht 
länger als 1h dauert. In dieser kann die 
Anlage runtergefahren werden. 

6. 

2 Ich fühle mich bis heute nicht ausrei-
hend informiert über Risiken Wertver-
luste der umliegenden Immobilien. 
Wie der Immobilienverband Deutsch-
land (IVD) im Handelsblatt mitteilte, 
sind Anlagen, obwohl eine gesundheits-
schädigende Wirkung wissenschaftlich 
nicht erwiesen ist, ein möglicher Grund 
für Wertverluste. Auch der „neueste 
Stand" der Technik hilft da nicht weiter. 
Außerdem -und das wird imm er wieder 
außer Betracht gelassen- sind nach § 1  
Abs. 6 Z iffer 2 BauGB die Eigentumsbil-
dung weiter Kreise der Bevölkerung zu  
berücksichtigen. Du rch den  Bau eines 
Krematoriums im Ge werbegebiet S ins-
heim-Reihen mit der mö glichen Kapa-
zität von an nähernd 1 0.000 V erbren-
nungen wird objektiv mit einem Wertver-
lust der Immobilren z u rec hnen s ein. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es liegt kein objektiver Nachweis dafür 
vor, dass durch die geplante Änderung 
innerhalb des bestehenden Gewerbege-
bietes eine Wertminderung der umgeben-
den Gewerbegrundstücke zu erwarten ist. 
Ebenso wenig für die Misch- und Wohn-
baugrundstücke, die erst jenseits einer 
Grünzäsur gar nicht in unmittelbarere 
Nachbarschaft liegen. 
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Jeder Makler und auch der Immobilien-
verband Deu tschland (IVD) kann  Ihnen 
bestätigen, dass ei ne s olche ba uliche 
Maßnahme ein objektives und kein sub-
jektives Kriterium für eine W ertminde-
rung darstellt. 
Allein schon  au s d iesem Grund  wäre 
die Änderung eines Baule itplanes n icht 
zuzulassen, da a lle Bür ger, die  in  
Immobilien inv estiert h aben, evtl. erst  
kürzlich zu sehr hohen Preisen erworben 
haben, d urch den W ertverlust in Ihrer  
Eigentumsbildung negativ b eeinflusst 
würden. Und d as sind keine Einzelfälle  
sondern betrifft alle Reihener Bürger. 
Dies wird auc h nicht d adurch aufg e-
wogen, dass e vtl. der Stadt Sinsh eim 
Erlöse aus dem Baulandverkauf für das 
Objekt oder Ge werbesteuereinnahmen 
In geringem Maße zufließen könnten. 

3 Desweiteren empfinde ich den Stand-
ort neben einem Alkohol produzieren-
den Gewerbebetrieb nicht für ausrei-
chend würdevoll für die Betroffenen, 
die ihre Angehörigen auf den letzten 
Weg begleiten. 

Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Richtig ist, dass das Areal der Anlage 
selbst ausreichend abgeschirmt sein 
muss, um die dem Anlass für eine 
Verbrennung angemessenen Zurückge-
zogenheit und Ruhe im Innern zu ge-
währleisten und nach außen abzuschir-
men. Dies soll durch eine entsprechende 
Einfriedung des Areals erreicht werden. 
Durch eine entsprechende Ausgestal-
tung hat der Betreiber auf seinem Areal 
die entsprechende würdige Umgebung 
zu schaffen.  
Die Einäscherung findet nicht im freien 
statt. Störungen von außen sind daher 
weit weniger kritisch als am Friedhof, auf 
dem dann eigentliche Bestattung statt-
findet.  

4 W irtschaftlich betrachtet scheint die 
Besiedelung des oberen Renngrund 
(der ohnehin schwierige topographi-
sche Verhältnisse hat) durch das 
Krematorium weiter behindert. 

Der Anregung wird nicht gefolgt 
Es gibt keinen Beleg für diese Annahme. 
Die Nachfrage hat sich nicht erkennbar 
verändert.  

 

 Ich fordere hiermit die Stadt Sinsheim 
auf, die versprochenen Gutachten 
bezüglich der obigen Bedenken anfer-
tigen zu lassen und den Bürgern öf-
fentlich zu machen. 

Der Anregung wird teilweise gefolgt 
Es wurde ein Immissionsgutachten in 
Auftrag gegeben. Die Erforderlichkeit 
weiterer Gutachten wird nicht gesehen. 

 
 




